


WIRTSCHAFTSPOLITIK 








Vorwort: 


Die Ausrichtung der Wirtschaftspolitik besitzt 
eine nicht unerhebliche Sprengkraft. Dies gilt 
fur die gesamtgesellschaftliche Debatte genauso 
wie fur die Debatte innerhalb der AfD-Fraktion 
im Sachsischen Landtag. Dabei treffen libertare, 
liberale und soziale Ansatze aufeinander. 


Die Losung kann jedoch nicht aus einem faulen 
Kompromiss bestehen. Daher gilt es, für jedes 
einzelne Problem eine passgenaue Lösung zu 
finden. Unverrückbar muss dabei jedoch stets 
der wirtschaftspolitische Rahmen sein. Hierbei 
gilt für unsere Wirtschaftspolitik: „Innovation, 
Freiheit und Chancengerechtigkeit“ stehen zu- 
sammen an der Spitze unserer politischen For- 
derungen. 


Die AfD-Fraktion orientiert sich an der 
sozialen Marktwirtschaft. 


Markt und Moral sind keine Gegensätze. Nur 
wenn Fleiß, Ausdauer und Verlässlichkeit mit 
Kreativität, Erfindergeist und fachlicher Kompe- 
tenz korrespondieren, lässt sich Wohlstand erar- 
beiten.' 


Die Politik muss die passenden Rahmenbedin- 
gungen dafür schaffen, damit sich diese Eigen- 
schaften entwickeln können. Gelingt ihr das, ist 
dies der beste Garant für die freie Entfaltung der 
Unternehmen und ihre Konkurrenzfähigkeit im 
nationalen und internationalen Wettbewerb. 


Der in den letzten 150 Jahren in Deutschland ge- 
schaffene Wohlstand beruht auf einer gewachse- 
nen Wirtschafts- und Wissenschaftskultur?. Ihr 
Kern besteht aus einer hohen Qualifizierung der 
Arbeitskräfte?, sozialer Absicherung und einer 
stabilen Währung. Leider geraten diese Erfolgs- 
faktoren immer mehr in Vergessenheit. 


Die Entwicklung unserer sozialen Marktwirt- 
schaft in der Tradition von Ludwig Erhard, Wil- 
helm Röpke und Alfred Müller-Armack hin zu 
einer Klima-Planwirtschaft betrachten wir mit 


großer Sorge. Statt einer staatlichen Wirtschafts- 
lenkung brauchen wir in ihren Entscheidungen 
freie und dynamische Unternehmen. Dann ist es 
auch möglich, eine handlungsfähige Sozialpoli- 
tik betreiben zu können. Die soziale Marktwirt- 
schaft ist kein fauler Kompromiss zwischen So- 
zialismus und Kapitalismus oder deren beliebige 
Vermengung. 


Vielmehr wünscht sie sich starke Unternehmen, 
um die Schwachen und Hilfsbedürftigen unter- 
stützen zu können. Soziale Marktwirtschaft be- 
deutet also: Marktwirtschaft und Sozialpolitik. 


Die AfD-Fraktion bekennt sich ferner zum frei- 
en, internationalen Handel. Trotzdem müssen 
wir die Verwundbarkeit der globalen Wirtschaft 
und die damit verbundenen Risiken zur Kennt- 
nis nehmen. Wenn zu große Abhängigkeiten von 
anderen Volkswirtschaften entstehen, wurde die 
Globalisierung zu weit getrieben. 


Die sächsische Staatsregierung fordern wir auf, 
den aktuellen Trend zur Rückverlagerung von 
Produktionsstätten® in Folge des Bedeutungs- 
verlusts manueller Tätigkeiten aktiv zu gestal- 
ten. Dies ist gewissermaßen das patriotische Mi- 
nimum der Wirtschaftspolitik. 


Bürokratie-Abbau ist die derzeit 
wichtigste Aufgabe des Staates. 


Durch Dokumentationspflichten, die Vielzahl an 
Abgaben und Steuern sowie ständig neue Vor- 
gaben der Europäischen Union (z.B. DSGVO) 
müssen Unternehmen einen gigantischen Anteil 
ihrer Arbeitszeit für die Bewältigung bürokrati- 
schen Aufwands einsetzen. Diese Zeit fehlt, um 
sich dem Kerngeschäft zu widmen. 


Wir streben daher einen umfassenden Bürokra- 
tie-Abbau an und haben dazu im Sächsischen 
Landtag bereits konkrete Vorschläge gemacht. 
Dazu gehören unter anderem die Rücknahme 
der Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträ- 
ge°, die Abschaffung der Kassenbon-Pflicht für 
Beträge bis 30 Euro’ sowie Visaerleichterungen 
für Unternehmen zur Intensivierung der Koope- 
ration mit Russland’. 


Besonders kritisch sehen wir zudem die neuge- 
schaffene Kunststoffabgabe, die zur Finanzie- 
rung der Europäischen Union beitragen soll. 
Zum einen verursacht sie unnötige Bürokratie. 
Zum anderen ist zu befürchten, dass die Mehr- 
kosten komplett an die Verbraucher weiterge- 
reicht werden. 


Statt immer neue Abgaben, Gesetze und Ver- 
ordnungen zu erfinden, sollte es die vorrangi- 
ge Aufgabe des Gesetzgebers sein, den Wust an 
Vorschriften zu entrümpeln. Als Vorbild können 
dabei unter anderem die Niederlande dienen. 


Durch eine auf das Notwendigste reduzierte Bau- 
ordnung ist es dort gelungen, den Anstieg der 
Baukosten je Mietwohnung moderat zu halten. 
Während die durchschnittlichen Baukosten in 
Deutschland zwischen 2007 und 2017 um mehr 
als 33 Prozent in die Höhe schnellten, waren es 
bei unseren Nachbarn durch die Reformanstren- 
gungen lediglich sechs Prozent.’ 





Wir fordern eine Stärkung 
des Mittelstandes. 


2020 erreichten die staatlichen Subventionen 
und Steuervergünstigungen abermals einen neu- 
en Höchststand. Das Kieler Institut für Weltwirt- 
schaft taxiert sie auf 207 Milliarden Euro. Zum 
Vergleich: 2007 lag dieser Wert noch bei 141,2 
Mrd. Euro. 


Der Großteil davon kommt Großunternehmen 
zugute. Der Mittelstand erhält derweil lediglich 
geringfügige Finanzhilfen.'° Das untergrabt die 
notwendige Chancengleichheit. In Sachsen sor- 
gen laut ifo-Institut Dresden „überdurchschnitt- 
lich häufig“ kleine Unternehmen mit zehn bis 19 
Beschäftigten für die größte wirtschaftliche Dy- 
namik. 


Diese sogenannten „Gazellen“, die hauptsächlich 
im verarbeitenden Gewerbe und Dienstleistun- 
gen beheimatet sind, schaffen die Hälfte der neu 
entstandenen Arbeitsplätze, obwohl sie nur acht 
Prozent der Unternehmen stellen. 


Eine kluge Wirtschaftspolitik entlastet diese Un- 
ternehmen und unterstützt sie bei der Bewalti- 
gung ihres Wachstums." 


Darüber hinaus fordern wir: 


Vereinfachung der Rahmenbedingungen für 
Betriebsgründungen und Betriebsnachfol- 
gen im Handwerk.” 


e Weitere Anhebung der Umsatzgrenze für 
Kleinunternehmer von derzeit 22.000 Euro 
auf 35.000 Euro nach dem Vorbild Öster- 
reichs.'3 


Vereinfachung der rechtssicheren Investiti- 
on in kleine und mittlere Unternehmen." 





Die Sicherung der Infrastruktur ist Sache 
des Staates. 


Deutschland lebt von seiner Substanz. Straßen 
verfallen. Großprojekte kommen nicht voran. 
Viele Schulen müssten dringend modernisiert 
werden und der Ausbau des Internets hakt an 
vielen Stellen. Es gebe einen Investitionsstau 
im dreistelligen Milliardenbereich, sind sich 
die meisten Ökonomen einig. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) fordert daher, in den 
nächsten zehn Jahren insgesamt 450 Milliarden 
Euro für die Infrastruktur zu investieren, um 
„auch nur das Gebotene zu erreichen“. Eine 
Studie der Universität Leipzig sieht allein für 
Sachsens Kommunen einen Investitionsbedarf 
von 7,73 Milliarden Euro bis 2022. 


Hinzu kämen 1,63 Milliarden Euro für dringend 
notwendige Instandhaltungen. Das ist ein deut- 
licher Anstieg im Vergleich zu früheren Jahren. 
Die Schwerpunkte der Investitionen sollten den 
Studienautoren zufolge auf Straßen, Schulen 
und den Breitbandausbau gelegt werden.'® 


Besonders berücksichtigt werden muss auch die 
Schiene. In Sachsen wurden seit der Deutschen 
Einheit 527 Bahnkilometer stillgelegt (Deutsch- 


land insgesamt: 6.500 km).” Das war ein schwer- 
wiegender Fehler der CDU. Die Schweiz, China, 
die USA, Russland und Australien haben bei der 
Güterbeförderung auf der Schiene einen doppelt 
so hohen Anteil wie wir. Um unsere Autobahnen 
(A4, A13, A14, A72, A38) zu entlasten, ist es drin- 
gend geboten, den Transport über die Schiene si- 
gnifikant zu verbessern. 


Außerdem ist ein Umdenken bei der Deutschen 
Bahn vonnöten: Der Staatskonzern ist inzwi- 
schen in über 130 Ländern aktiv, macht 50 Pro- 
zent seines Umsatzes mit bahnfernen Geschäf- 
ten. Es ist für uns nicht ersichtlich, warum die 
Deutsche Bahn Doppeldeckerbusse in London 
fahren lassen sollte — noch dazu, da die Aus- 
landsgeschäfte bisher nur für Verluste sorgten.'* 
Hier müssen die Prioritäten neu geordnet wer- 
den: Die Güter- und Personenbeförderung in 
Deutschland gehören an erste Stelle. 


Für Sachsen heißt das: Bisher vernachlässig- 
te Städte wie Chemnitz und Görlitz brauchen 
schnelle Zugverbindungen. Zudem müssen im 
ländlichen Raum trotz des zu verzeichnenden 
Bevölkerungsrückgangs Bus und Bahn erhalten 
bleiben. Einen entsprechenden Antrag formu- 
lierten wir bereits 2016." 


Zur Fachkräftesicherung setzen wir auf 
die duale Ausbildung. 


Sachsens Wirtschaft ist von Unternehmen klei- 
ner und mittlerer Größe (KMU) geprägt. Insge- 
samt zählen im Freistaat Sachsen rund 150.000 
Unternehmen zu den KMU.” Der Mittelstand 
ist somit eine tragende Säule der sächsischen 
Wirtschaft. Aufgrund einer älterwerdenden Be- 
völkerung sind insbesondere Betriebsnachfolger 
gefragt. Für viele Unternehmen sind die unbe- 
setzten Ausbildungsplätze ein weiteres Problem. 
Weder das eine, noch das andere Problem ist 
aber durch massenhafte Zuwanderung zu lösen. 


Vielmehr entziehen schlecht ausgebildete Schul- 
abgänger, die aufgeblähte Verwaltung, be- 
darfs- und praxisferne Studiengänge sowie die 
Überakademisierung der Wirtschaft dringend 
benötigte Fachkräfte. Umfragen haben dabei er- 
geben, dass die meisten Studenten im Öffentli- 
chen Dienst arbeiten möchten (40 %).?" 


Laut der Stellenerhebung des Instituts für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) entfallen 
jedoch seit Jahren rund 60 % der offenen Stellen 
auf Tätigkeiten, für die ein Ausbildungsabschluss 
erforderlich ist. Deshalb fordern wir eine techni- 


sche Oberschule. Zum Vergleich: Nur bei 16,2 % 
der offenen Stellen sind Akademiker gefragt.” 


Die Antwort muss daher lauten, die Erfolgsge- 
schichte der dualen Ausbildung bis zum guten 
Ende weiter zu schreiben. Das heißt den Lehrling 
zum Facharbeiter auszubilden. Den Facharbeiter 
zum Meister oder zum Techniker zu qualifizie- 
ren. Dem Meister oder dem Techniker den Weg 
zur Betriebsgründung oder Betriebsnachfolge zu 
ebnen. Grundvoraussetzung dafür ist eine zielge- 
richtete Förderung von Aus-, Fort-, und Weiter- 
bildung. 3 





Kleine und mittlere Unternehmen 
brauchen Bargeld! 


Im Mai 2020 sprach die sächsische Staatsre- 
gierung unter CDU-Ministerpräsident Michael 
Kretschmer die Empfehlung aus, in der Gastro- 
nomie möglichst bargeldlos zu bezahlen. Auch in 
Chemnitzer Bussen kann man seit Mitte Novem- 
ber nicht mehr mit Bargeld sein Ticket erwerben, 
sondern muss zur Karte oder dem Smartphone 
greifen. Gerade für viele ältere Bürger stellt das 
ein Problem dar. 


Begründet wurde die forcierte Bargeldabschaf- 
fung in den letzten Monaten vielfach mit der 
angeblichen Corona-Ansteckungsgefahr. Die 
Sparkasse stellt indes klar: „Es gibt keine Bele- 
ge dafür, dass das Coronavirus durch Bankno- 
ten oder Münzen übertragen wird.“*4 Die Bank 
räumt vielmehr ein, dass die Europäische Union 
entsprechende „Pläne“ bereits länger verfolge. 

Dem treten wir entschieden entgegen. Gerade 
kleine und mittlere Unternehmen brauchen Bar- 
geld! Hygienische Gründe für die Abschaffung 
des Bargeldes halten wir für vorgeschoben. In 
Wirklichkeit geht es um die Kontrolle der Bür- 
ger. Wer nur noch digital bezahlen kann, ist voll- 
ständiger, finanzieller Überwachung ausgesetzt. 


Bargeld ist somit ein Ausdruck gelebter Freiheit 
und bietet auch Schutz vor der Übergriffigkeit 
des Staates. Daher hat sich die sächsische AfD- 
Fraktion bereits 2016 mit einem Antrag für die 
„Freiheit der Wahl des Zahlungsmittels“ einge- 
setzt.?° 


Eine Bargeld-Transaktion verursacht zudem nur 
sehr geringe Kosten in Höhe von 0,24 Euro. Zum 
Vergleich: Bei EC-Karten sind es 0,33 Euro pro 
Transaktion, bei Lastschriften 0,34 Euro und 
bei Kreditkarten sogar bis zu 1,03 Euro, bestä- 
tigt eine Untersuchung der Deutschen Bundes- 
bank.? 





Schwerpunkt auf wirtschaftsschwache 
Regionen setzen! 


Der ländliche Raum wurde von den Altpartei- 
en seit der Deutschen Einheit vor 30 Jahren im 
Zuge ihrer Leuchtturmpolitik sträflich vernach- 
lässigt. Während Polen zahlreiche Sonderwirt- 
schaftszonen einrichtete, um periphere Regio- 
nen anzukurbeln, blieb diese Chance in Sachsen 
ungenutzt. 


Damit grenznahe und industrieschwache Regi- 
onen nicht abgehängt werden, fordern wir, die- 
se zu Sonderwirtschaftszonen zu erklären. Vor 
dem Hintergrund des überstürzten und planlo- 
sen Kohleausstiegs braucht es ebenfalls ein neu- 
es Konzept. Aus diesem Grund schlägt auch die 
Handwerkskammer Dresden die Einrichtung ei- 
ner Sonderwirtschaftszone vor.? 


Neben Sonderwirtschaftszonen stehen wir auch 
anderen Ansätzen zur Stärkung des ländlichen 
Raums offen gegenüber. Interessant ist z.B. die 
Idee einer regional ausdifferenzierten Einkom- 
mensteuer, die mit Steuerrabatten bei Infrastruk- 
turdefiziten arbeitet. Unternehmen, die sich in 
strukturschwachen Regionen ansiedeln, hätten 
dann einen Steuervorteil.?? Unternehmen, die in 


den Großstädten von Agglomerationsvorteilen 
profitieren, müssten hingegen höhere Steuern 
zahlen als jene im ländlichen Raum. 


Für viele Unternehmen im ländlichen Raum 
kommt in Sachsen die Problematik der Grenz- 
kriminalität hinzu. Um hier Unterstützung zu 
leisten, haben wir bereits 2017 den Antrag ge- 
stellt, Investitionen der Unternehmen in Sicher- 
heitstechnik umfassend mit zehn Millionen Euro 
pro Jahr zu fordern.°° 








Die Russland-Sanktionen sind Gift für die 
sächsische Wirtschaft. 


Laut dem Ost-Ausschuss der Deutschen Wirt- 
schaft ist der Handel mit Russland in den letzten 
Jahren regelrecht eingebrochen. Besonders be- 
troffen davon sind die ostdeutschen Bundeslän- 
der. Das Gesamthandelsvolumen ging hier um 
6,9 Milliarden Euro bzw. 39,6 Prozent zurück. 
Beim Warenaustausch steht für Sachsen sogar 
ein Minus von 70,8 Prozent.** 


Die Verantwortung dafür trägt die in Sachsen 
ebenfalls regierende CDU, die an den Russland- 
Sanktionen festhält. Die gelegentliche Kritik des 
Ministerpräsidenten Michael Kretschmer an 
dieser Politik ist lediglich eine Nebelkerze und 
somit als Wahlertauschung zu werten.3? Die CDU 
hat im Sächsischen Landtag alle Anträge der 
AfD, das Verhältnis zu Russland zu verbessern, 
abgelehnt. 


Konkret fordern wir und haben beantragt: 


e die Visaverhandlungen zu reaktivieren?3, da 
viele sächsische Exporteure den immensen 
Umfang der geforderten Visaunterlagen und 
die hohen Visagebühren bemängeln. Jedes 


fünfte Unternehmen verliert durch Visa-Pro- 
bleme Aufträge. Dies wollen wir ändern. 


e die Sanktionen gegenüber Russland aufzu- 
heben und Signale der Entspannung zu sen- 
den.34 


e die deutsche EU-Ratsprasidentschaft im 
zweiten Halbjahr 2020 sowie das Deutsch- 
landjahr in Russland 2020/21 für eine Inten- 
sivierung der wirtschaftlichen und kulturel- 
len Beziehungen zu nutzen. 


Darüber hinaus setzen wir uns für eine Fertig- 
stellung von Nord Stream 2 ein. Diese zu gefähr- 
den aufgrund unbewiesener Behauptungen im 
Fall Nawalny, wie es Sachsens Energieminister 
Wolfram Günther (Grüne) macht, ist unverant- 
wortlich. 





Die Automobilindustrie ist für 
Sachsen unverzichtbar. 


Autokonzerne zählen zu den größten Arbeit- 
gebern im Freistaat Sachsen und zahlen über- 
durchschnittlich hohe Löhne. Eine starke Au- 
tomobilbranche ist somit entscheidend für den 
Wohlstand in Sachsen. Dies gilt umso mehr, da 
auch die rund 780 Zuliefererbetriebe und ganze 
Regionen vom Erfolg dieser Industrie abhängig 
sind. 


Wir setzen uns deshalb für einen marktwirt- 
schaftlichen Wettbewerb der Antriebstechnolo- 
gien ein und halten es für einen schwerwiegen- 
den Fehler der Bundes- und Landesregierung, 
ausschließlich die E-Mobilität zu bevorzugen. 
Diese Politik hat bereits heute zum Verlust von 
vielen Arbeitsplätzen geführt.3° 


Der planwirtschaftliche Ehrgeiz, mit dem die 
CDU dem E-Auto zum Durchbruch verhelfen 
will, führt einzig und allein zu einer giganti- 
schen Steuergeldvernichtung. Insgesamt gibt es 
inzwischen mehr als 100 Förderprogramme für 
die E-Mobilität. Besonders abwegig ist dabei die 
Möglichkeit der gleichzeitigen Doppelförderung 
durch den Bund und die Länder. Dies muss als 


allererstes abgeschafft werden. Hinzu kommt als 
Kaufanreiz die Befreiung von der Kfz-Steuer für 
zehn Jahre. Auch diesen Markteingriff erachten 
wir als falsch. 


Die immense Subventionierung der E-Mobilitat 
ändert indes wenig an den Nachteilen dieser 
bereits vor über 100 Jahren schon einmal ge- 
scheiterten Technologie: Die Reichweiten der 
Fahrzeuge sind gering und spätestens, wenn es 
um die Entsorgung geht, ist auch die ökologische 
Bilanz oftmals schlechter als bei Verbrennern. 


Aus diesem Grund hat die AfD-Fraktion bereits 
2017 im Sächsischen Landtag beantragt, Fristen 
zur Abschaffung von Diesel- und Verbrennungs- 
motoren auszuschliefen.?” 





Wir bevorzugen regionale 
Wertschöpfung und kurze Lieferketten. 


70 Prozent der Deutschen wünschen sich mehr 
regionale Produkte.®® Bei hochkomplexen In- 
dustriegütern ist das natürlich nur bedingt mög- 
lich. Gerade im Hinblick auf unsere Land- und 
Ernährungswirtschaft sollten wir die Wünsche 
der Kunden jedoch sehr ernst nehmen und die 
passenden Rahmenbedingungen für regionale 
Produktion sowie Wertschöpfung schaffen. 


Die Gründe für diese Misere sind vielfältig: Un- 
sere einheimischen Lebensmittelproduzenten 
werden durch immer schärfere Umweltauflagen, 
z.B. die neue Düngeverordnung, gegängelt. Wah- 
renddessen wird die Landwirtschaft in anderen 
Ländern durch die EU-Agrarsubventionen in die 
Lage versetzt, bestimmte Produkte zu Spottprei- 
sen anbieten zu können. 


Um Lieferketten zu verkürzen, haben wir zudem 
im September 2020 die Staatsregierung mit der 
Prüfung beauftragt, welche bisher im Ausland 
produzierten Produkte und Vorprodukte durch 
die neuen Möglichkeiten der Digitalisierung und 
Robotisierung verstärkt im Freistaat Sachsen 
hergestellt werden könnten. Gerade bei Grund- 


gütern, z.B. medizinischen Produkten, ist die 
Rückverlagerung nach Deutschland zur Verbes- 
serung der Verfügbarkeit in Krisensituationen 
dringend erforderlich. 


Darüber hinaus müssen wir aber auch generell 
die Chancen des Trends zum Reshoring? zügig 
nutzen und gleichzeitig sächsische Unterneh- 
men aktiv unterstützen, wenn es zu temporären 
Störungen von Lieferketten kommt.“ 
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